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1. EINLEITUNG 
In der oberösterreichischen Gemeinde Ohlsdorf (Bezirk Gmunden) kam es im Dezember 2021 auf 
einer nördlich der A1 Westautobahn gelegenen Fläche zur Abholzung von mind 18 ha Wald, damit 
auf der als Betriebsbaugebiet umgewidmeten Fläche u.a. ein Lager für einen Handelsbetrieb errichtet 
werden kann. Die sich dort ansiedelnden Betriebe sollen laut Projektunterlagen angeblich Stellen für 
mehr als 600 Arbeitnehmer:innen schaffen. Belege dafür wurden bis dato allerdings keine angeführt. 
Tatsächlich dürfte es für den geplanten Logistik- und Gewerbepark auch keine Bestandnehmer:innen 
geben.1 Mittlerweile mehren sich die Gerüchte, dass das Betriebsbaugebiet als Logistik- und 
Gewerbepark auf Willhaben inseriert wird, um neue Interessent:innen zu finden.2 

Die Umwidmung von Grünland in Betriebsbaugebiet3 in der KG Ehrenfeld zur Ermöglichung des 
Projekts Ehrenfeld II erfolgte durch den Gemeinderat der Gemeinde Ohlsdorf im Jänner 2020 auf 
Grundlage einer Interessensabwägung (§§ 15 Abs 1 Z 2, 18 u 33 f OÖ ROG4). Eine forstfachliche 
Stellungnahme sprach sich zunächst gegen die Umwidmung aus. Ein Amtssachverständiger der BH 
Gmunden gab vor der Umwidmung ein kritisches Gutachten ab, in dem er auf die große ökologische 
Bedeutung des Waldstücks hinwies5. Seitens des Landes Oberösterreich als Aufsichtsbehörde lagen 
mehrere Versagensgründe vor. „Es hat im Widmungsverfahren anfangs verschiedene 
Stellungnahmen hinsichtlich erforderlicher Nachbesserungen des Projektes gegeben, die seitens der 
Aufsichtsbehörde der Gemeinde mitgeteilt und dann auch umgesetzt worden sind. Zuletzt hat es 
seitens der Aufsichtsbehörde hinsichtlich der kritischen Stellungnahme betreffend der Rodung die 
Vorgabe gegeben, die eineinhalbfache Fläche als Kompensation aufzuforsten. Dies wurde vom 
Projektwerber zugesagt und damit waren die ursprünglichen Versagungsgründe entkräftet und die 
Umwidmung somit durch die Aufsichtsbehörde genehmigungsfähig“, so Landesrat Achleitner.6  

Neben der Umwidmung durch die Gemeinde war vor der Umsetzung der in Aussicht genommenen 
Nutzung zudem von der oberösterreichischen Landesregierung (LReg) als zuständige UVP-Behörde 
die Frage zu klären, ob für die Erlangung einer Rodungsbewilligung die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. – Dies auf Grund der in den letzten Jahren 
durchgeführten Rodungen im unmittelbaren Nahebereich. Mittels Feststellungsbescheid vom 
18.2.20217 kam die UVP-Behörde zu dem Ergebnis, dass das Vorhaben „Betriebsbaugebiet Ehrenfeld 
II Viecht“ aufgrund einer Rodungsfläche von weniger als 20 ha grundsätzlich keine UVP erfordert.  

Im forstrechtlichen Genehmigungsverfahren durch die Gemeinde gab es jedoch fachliche 
Bedenken sowie ein negatives Gutachten des Amtssachverständigen zur Rodung. Mit Antrag vom 
April 2021 wurde von der Antragstellerin ein neuer Rodungsantrag eingebracht. Dieser wurde dem 
forstfachlichen Amtssachverständigen mit der neuerlichen Bitte um Erstellung eines ergänzenden 
Gutachtens, sowie der Formulierung von Auflagen für den Falle der Bewilligung des beantragten 
Vorhabens, übermittelt. Das vom forsttechnischen Dienst eingeholte Gutachten besagt, dass – sollte 
dem Antrag aus Sicht der Behörde stattzugeben sein – die im ergänzenden Gutachten formulierten 
Auflagen, Bedingungen und Fristen einzuhalten sind. Gem § 17 Abs 1 Forstgesetz 1975 (ForstG) ist 
eine „Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für […] solche der Waldkultur (Rodung) 
verboten“ und eine Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn entweder ein öffentliches Interesse 
an der Erhaltung der Waldfläche nicht besteht (§ 17 Abs 2 ForstG) oder ein anderes öffentliches 
Interesse jenes an der Erhaltung der Waldfläche überwiegt (§ 17 Abs 3 ForstG).  

 
1 Presseaussendung AllRise v 19.1.2023. 
2 OÖ Nachrichten v 17.1.2023, Nach Rodungen in Ohldsorf: Betriebsbaugebiet wird auf "Willhaben" angeboten, 
https://www.nachrichten.at/oberoesterreich/nach-rodungen-in-ohldsorf-betriebsbaugebiet-wird-auf-willhaben-
angeboten;art4,3775840 (9.2.2023). 
3 Flächenwidmungsplanänderung Nr. 5.31. 
4 Landesgesetz vom 6. Oktober 1993 über die Raumordnung im Land Oberösterreich idgF (OÖ ROG). 
5 Standard v 24.1.2022, Waldrodung in Oberösterreich beschäftigt Oberösterreichs Landtag, 
https://www.derstandard.at/story/2000132790962/waldrodung-in-ohlsdorf-beschaeftigt-den-
oberoesterreichischen-landtag (10.2.2023). 
6 https://www.land-oberoesterreich.gv.at/273459.htm (24.1.2023). 
7 Bescheid des Amts der OÖ LReg vom 18.2.2021, GZ AUWR-2020-79380/13-Sel. 
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Die Bezirkshauptmannschaft (BH) Gmunden anerkannte jedoch ein überwiegendes öffentliches 
Interesse an der Rodung und begründete dies mit der Schaffung von mehr als 600 Arbeitsplätzen 
und der bereits bestehenden zweckentsprechenden Widmung im Flächenwidmungsplan.  

Da zudem eine Ersatzaufforstung im geforderten Ausmaß nicht gelang, wurde der Antragstellerin die 
Möglichkeit eingeräumt, die noch ausstehenden Aufforstungen temporär durch eine Bankgarantie 
abzudecken. Ein auf Ersuchen der LReg von der BH beauftragter privater Sachverständiger stellte 
zudem nachträglich fest, dass es im Zuge der Rodungen möglicherweise zum Verlust von 
weiteren rund 3.000 m2 Waldfläche gekommen war, ohne dass dafür eine entsprechende 
Bewilligung vorlag.  

Der Bezirk Gmunden hat aktuell eine Waldausstattung von 56,56 %, was bedeutet, dass die 
Waldausstattung im betroffenen Gebiet deutlich unter dem Bezirksdurchschnitt liegt. Im Rodungs-
Bewilligungsbescheid wurde angegeben, dass die Waldausstattung der KG Ehrenfeld (Gemeinde 
Ohlsdorf) nach Katasterstand 2018 bei 37,04 %, nach Katasterstand 2002 bei 40,97 %; jene der 
Gemeinde Ohlsdorf nach Katasterstand 2018 bei 20,33 %, nach Katasterstand 2002 bei 20,73 % 
liege, und es wurde daher festgehalten, dass „eine deutlich negative Waldflächendynamik“ gegeben 
sei.8 Zugleich befindet sich ein Europaschutzgebiet (ESG), das Vogelschutzgebiet „Untere Traun“ 
im unmittelbaren Nahebereich des gegenständlichen Betriebsbaugebiets (Entfernung teils weniger 
als 200 m). Der Regionsbeauftragte für Natur- und Landschaftsschutz kam in seiner Stellungnahme9 
zum Ergebnis, dass sich zwischen dem Vorhaben und dem Europaschutzgebiet mehrere Straßen 
befänden, „insbesondere die stark befahrene Westautobahn. Aufgrund der relativ großen Distanz und 
der bestehenden Vorbelastung sind nennenswerte Auswirkungen der geplanten Umwidmung 
auf den Schutzzweck des Europaschutzgebietes auszuschließen.“ (Hervorhebungen nicht im 
Original). Eine vertiefende naturschutzfachliche Prüfung hinsichtlich des Vorliegens geschützter Tier- 
und Pflanzenarten auf der gegenständlichen Fläche fand nicht statt.10 

Ziel der gegenständlichen Kurzstudie ist vorrangig die Aufbereitung von Rechtsfragen im 
Zusammenhang mit der von der BH erteilten Rodungsbewilligung. Geklärt werden soll insb, 
welche öffentlichen Interessen eine Rodung zu rechtfertigen vermögen sowie die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen Bankgarantien zulässig sind. Außerdem sollen die relevanten 
Zuständigkeiten und die sich daraus allenfalls ergebenden (verwaltungs-) strafrechtlichen 
Konsequenzen herausgearbeitet werden. Außerdem widmet sich die Studie der Frage, wie den 
einschlägigen raumordnungsrechtlichen Bestimmungen im Verfahren Rechnung zu tragen 
ist. Da zudem ein ESG potentiell erheblich nachteilig betroffen ist, sind auch naturschutzrechtliche 
Fragen zu behandeln.  

  

 
8 Bescheid der BH Gmunden v 14.10.2021, GZ BHGMForstR-2019-234892/47-LAN, 11. 
9 Stellungnahme v 4.6.2018, GZ BBA-GM-2014-214074/1111-Pu. 
10 Beantwortung einer schriftlichen Anfrage durch Herrn Dr. Haimbuchner v 5.4.2022, GZ L-2022-125280/4-Gru 
XXIX. GP. 
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2.VERFASSUNGSRECHTLICHE KOMPETENZGRUNDLAGEN 
Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern ist im Wesentlichen in den Art 10 bis 15 B-VG 
geregelt. Das Forstrecht fällt in die Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeit des Bundes 
(Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG). Zentrales Gesetz ist das ForstG 1975, sowie verschiedene forstrechtliche 
Nebengesetze (zB Waldfondsgesetz). Daneben kann der:die Bundesgesetzgeber:in die 
Landesgesetzgebung ermächtigen, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen 
Ausführungsgesetze zu erlassen (Art 10 Abs 2 B-VG).11 Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) ist demgegenüber im Wesentlichen hinsichtlich Gesetzgebung Bundessache und hinsichtlich 
der Vollziehung Landessache (Art 11 Abs 1 Z 7 B-VG).12 Demgegenüber stellt das 
Raumordnungsrecht aus kompetenzrechtlicher Sicht eine Querschnittsmaterie dar: Zu 
unterscheiden ist zwischen der allg Raumordnungskompetenz, die gem Art 15 Abs 1 B-VG in die 
Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz der Bundesländer fällt, und den 
Fachplanungskompetenzen des Bundes (zB aus dem Kompetenztatbestand Forstwesen) bzw der 
Länder (zB Naturschutz, Bodenreform) als Annexzuständigkeit.13 Zentrale Gesetze des allg 
Raumordnungsrechts sind die jew Raumordnungs- bzw Raumplanungsgesetze der Länder. 

In Summe sind daher unterschiedliche Kompetenzen betroffen, wodurch es zu rechtlichen Konflikten 
kommen kann. Zur Lösung derartiger Probleme hat der Verfassungsgerichtshof (VfGH) die sog 
Rücksichtnahmepflicht entwickelt: Dh die jew Kompetenzabgrenzungen sind in gegenseitiger 
Rücksichtnahme zwischen den Gebietskörperschaften einzuhalten. Bundesrecht geht weder 
Landesrecht vor noch umgekehrt. Grundsätzlich können sogar einander widersprechende 
Regelungen erlassen werden, ohne dass eine von ihnen als kompetenzwidrig qualifiziert wird (zB 
Recht zum freien Betreten des Waldes gem dem in Bundeskompetenz fallenden ForstG, aber Sperre 
von Jadgebieten im Wald gem einem landesrechtlichen JagdR). Daraus folgt insb, dass für dasselbe 
Projekt oft kumulative Bewilligungen notwendig sind. „Dem Bundes- wie dem 
Landesgesetzgeber ist es aber verwehrt, Regelungen zu treffen, die sich als sachlich nicht 
gerechtfertigte Beeinträchtigungen der Effektivität der Regelung der gegenbeteiligten 
Gebietskörperschaft darstellen“ (sog Torpedierungsverbot).14  

Da umweltrelevante Regelungsvorhaben sohin oft weder vom Bund noch von den Ländern im 
Alleingang bewirkt werden können, sind koordinierte Gesetzgebungsakte erforderlich (Art 15a-
Vereinbarungen). Dabei handelt es sich um Vereinbarungen des Bundes und der Bundesländer bzw 
der Länder untereinander. Durch sie kann weder unmittelbar anwendbares Bundes- oder Landesrecht 
erzeugt werden, noch bewirken diese Vereinbarungen eine Veränderung der Kompetenzverteilung – 
Bindungswirkung entfalten sie nur gegenüber den Vertragsparteien; sie dienen der Koordinierung.15  

Im Hinblick auf den Schutz des Bodens bzw der Waldflächen ist außerdem das 
Bundesverfassungsgesetz (BVG) über die Nachhaltigkeit, den Tierschutz, den 
umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und Lebensmittelversorgung 
und die Forschung16 von Relevanz. Gem § 1 bekennt sich die Republik Österreich „zum Prinzip der 
Nachhaltigkeit bei der Nutzung der natürlichen Ressourcen, um auch zukünftigen Generationen 
bestmögliche Lebensqualität zu gewährleisten“. Weiters bekennt sich die Republik Österreich nach 
§ 3 „zum umfassenden Umweltschutz“. Darunter versteht das BVG die Bewahrung der natürlichen 
Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen vor schädlichen Einwirkungen.  

 
11 Schnedl, Umweltrecht im Überblick (2012), 248. 
12 Demgegenüber fallen UVP für Bundesstraßen und Eisenbahn-Hochleistungsstrecken, bei denen mit 
erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist, sowohl in Gesetzgebung als auch Vollziehung in die 
Kompetenz des Bundes (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG). 
13 Schnedl, 263. 
14 Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht8 (2009), 143. 
15 Ibid, 154; Schnedl, 41. 
16 BGBl I 111/2013 idgF. 
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Festgehalten wird zudem, dass der umfassende Umweltschutz, insb aus Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Luft, des Wassers und des Bodens sowie zur Vermeidung von Störungen durch Lärm besteht. 
Das BVG schreibt damit zwar den Umweltschutz als Staatsziel fest, vermittelt aber für den:die 
Einzelne:n keine berechtigenden oder verpflichtenden Rechtspositionen.17  

Daneben können sich Verpflichtungen aus dem Unions- und Völkerrecht ergeben. Zu denken 
ist in dem Zusammenhang etwa an die Aarhus Konvention sowie auf unionsrechtlicher Ebene die 
UVP- bzw SUP-Richtlinie, die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und die Vogelschutz-Richtlinie. 
Grundsätzlich hat primäres und sekundäres Europarecht einen Anwendungsvorrang gegenüber dem 
nationalen Recht (nach hM ist davon jedoch der Verfassungskern ausgenommen). Im Fall eines 
Konfliktes mit europarechtlichen Vorgaben hat das unionsrechtswidrige nationale Recht daher 
unangewendet zu bleiben. Unter Umständen kann sogar eine unmittelbare Anwendung von EU-
Richtlinien geboten sein (zB FFH-RL).18 

Österreich ist zudem der Alpenkonvention mit ihren für acht Sachbereiche ergangenen 
Durchführungsprotokollen19 (zB Raumordnungs-, Bodenschutzprotokoll) beigetreten. Letztere stellen 
eigenständige völkerrechtliche Verträge dar. Gem Art 1 Abs 1 und der Anlage zur Alpenkonvention 
ist räumlicher Anwendungsbereich das Gebiet der Alpen. „In Österreich fallen 64,8 % des 
Bundesgebiets in den Anwendungsbereich der Konvention.“20 Für die Alpenkonvention wurde 
anlässlich ihrer Genehmigung durch den Nationalrat ein Erfüllungsvorbehalt gem Art 50 Abs 2 Z 4 B-
VG gesetzt. Sie ist sohin „durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen“ und kann nicht unmittelbar 
angewendet werden. Allerdings entfaltet sie eine mittelbare Rechtswirkung, dh innerstaatliches Recht 
ist völkerrechtskonform zu interpretieren. Die einzelnen Durchführungsprotokolle wurden hingegen 
nicht mit einem Erfüllungsvorbehalt versehen. Das bedeutet aber nicht, dass diese per se unmittelbar 
anwendbar sind. Zentral für die Beurteilung der unmittelbaren Anwendbarkeit sind die folgenden 
Kriterien: „Zum einen kommt es auf den Willen der Vertragsparteien an (sog subjektives 
Kriterium): Ist eine Bestimmung ausdrücklich an die Gesetzgebung adressiert, kann deren 
unmittelbare Anwendbarkeit von vornherein verneint werden. Zum anderen und vor allem hängt die 
unmittelbare Anwendbarkeit einer Bestimmung entscheidend davon ab, ob sie hinreichend genau 
und bestimmt formuliert ist (objektives Kriterium).“21 Als Maßstab gilt das Determinierungsgebot 
des Art 18 Abs 1 u 2 B-VG. Auch wenn Bestimmungen nicht unmittelbar anwendbar sind, sind sie im 
Rahmen der Interessensabwägung zu berücksichtigen.  

  

 
17 Schnedl, 75f. 
18 Klamert, EU-Recht (2015), Rz 286. 
19 Angesichts des hohen Flächenverbrauchs haben sich die Vertragsparteien etwa gem Art 7 des 
Durchführungsprotokoll zum „Bodenschutz“ darauf geeinigt, durch ein flächensparendes, bodenschonendes 
Bauen den Bodenverbrauch zu beschränken und eine Siedlungsentwicklung nach innen zu fördern. Zu 
den Zielen der Alpinen Raumplanung zählt laut Durchführungsprotokoll „Raumplanung und nachhaltige 
Entwicklung“ auch eine Harmonisierung der Raumnutzung mit den ökologischen Zielen und 
Erfordernissen sowie ein sparsamer umweltverträglicher Umgang mit den Ressourcen. Wirtschaftliche 
Interessen sollen mit den Erfordernissen des Umweltschutzes harmonisiert werden. 
20 Kraemmer/Onz, Handbuch Österreichisches Naturschutzrecht (2018), 11f. 
21 Ibid, 12f (Hervorhebungen nicht im Original). 



 
Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II in Ohlsdorf 

Klärung von forst- und raumordnungsrechtlichen Fragen 
ÖKOBÜRO 2023 

 

8 
 

3. DAS NATURA 2000 NETZWERK 
Auf Ebene des Unionsrechts zielen insb die in Umsetzung der Berner Konvention ergangene Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL)22 und die Vogelschutz-Richtlinie (VSch-RL)23 darauf ab, 
die Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse in den EU-Mitgliedstaaten (MS) zu 
sichern. Die aufgrund der FFH-RL getroffenen Maßnahmen sollen deren günstigen Erhaltungszustand 
bewahren bzw wiederherstellen (Art 2 Abs 1 u 2 FFH-RL). Als primäres Instrument hierfür dient die 
Einrichtung eines kohärenten europaweiten, ökologischen Netzes besonderer Schutzgebiete, das sog 
„Natura 2000“-Netzwerk. Das Schutzgebietssystem soll aus Gebieten bestehen, die die natürlichen 
Lebensraumtypen des Anh I FFH-RL, die Habitate der Arten des Anh II FFH-RL und die aufgrund der 
VSch-RL ausgewiesenen Schutzgebiete umfassen (Art 3 Abs 1 FFH-RL).  

Natura 2000 Gebiete unterliegen dem Schutzregime des Art 6 FFH-RL. Diesem zufolge haben die EU-
MS die nötigen Erhaltungsziele und -maßnahmen festzulegen, um einen ausreichenden Schutz der 
natürlichen Lebensraumtypen und Arten von gemeinschaftlichem Interesse zu gewährleisten (vgl 
Art 6 Abs 1 FFH-RL). Außerdem gilt für Natura 2000 Gebiete ein Verschlechterungs- und 
Störungsverbot: Gem Art 6 Abs 2 FFH-RL haben die EU-MS geeignete Maßnahmen zu treffen, um 
in den besonderen Schutzgebieten eine Verschlechterung der natürlichen Lebensräume und der 
Habitate der Arten sowie Störungen der geschützten Arten zu verhindern, sofern sich solche 
Störungen im Hinblick auf die Ziele der FFH-RL erheblich nachteilig auswirken könnten. Für einen 
Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot genügt bereits die Wahrscheinlichkeit bzw Gefahr einer 
Verschlechterung oder einer erheblichen Störung.24  

Für jene Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Europaschutzgebietes in 
Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die aber einzeln oder in Zusammenwirkung mit 
anderen Plänen oder Projekten erhebliche Auswirkungen auf ein Natura 2000 Gebiet haben könnten, 
ist eine Verträglichkeitsprüfung mit den für das Natura 2000 Gebiet festgelegten Erhaltungszielen 
durchzuführen (Art 6 Abs 3 FFH-RL). Die Behörde hat die Genehmigung zu versagen, wenn 
Unsicherheit darüber besteht, ob keine nachteiligen Auswirkungen auf das Gebiet als solches 
auftreten (Vorsorgegrundsatz). Gem Art 6 Abs 4 FFH-RL können unter engen Voraussetzungen 
Ausnahmen vom Verbot der Beeinträchtigung eines Schutzgebietes zugelassen werden: Ist trotz 
negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, ein Plan oder 
Projekt durchzuführen, und ist eine Alternativlösung nicht vorhanden, so hat der MS alle 
notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz 
von Natura 2000 weiterhin geschützt ist. Beinhaltet das betreffende Gebiet einen prioritären 
natürlichen Lebensraumtyp bzw eine prioritäre Art, so können nur Erwägungen im Zusammenhang 
mit der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit 
maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt oder, nach Stellungnahme der EK, andere 
zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses geltend gemacht werden.  

Weiters gelten die Schutzbestimmungen des Art 6 FFH-RL auch für die nach Art 4 Abs 1 und 2 VSch-
RL erklärten bzw anerkannten besonderen Schutzgebiete (Art 7 FFH-RL).  

 

 
22 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl L 206 v 22.7.1992, 7.  
23 Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten, ABl L 20 v 26.1.2010, 7.  
24 zB EuGH v 24.11.2011, C-404/09, Kommission/Spanien; EuGH v 14.1.2016, C-141/ 14, 
Kommission/Bulgarien. 



 
Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II in Ohlsdorf 

Klärung von forst- und raumordnungsrechtlichen Fragen 
ÖKOBÜRO 2023 

 

9 
 

4. HAUPTTEIL 

4.1. Diskussion aus forstrechtlicher Sicht 

4.1.1. Grundlagen der Rodungsbewilligung 

Entsprechend der Zielsetzung der Walderhaltung (§ 1 Abs 2 Z 1 u 2 ForstG25) ist der Waldboden 
grundsätzlich nur für die Waldkultur zu verwenden und ist die Verwendung von Waldboden zu 
anderen Zwecken als für dessen Schutz-, Nutz-, Erholungs- und Wohlfahrtswirkung im Allgemeinen 
verboten (Rodungsverbot).26 Gem § 17 Abs 2 u 3 ForstG kann aber von der zuständigen Behörde – 
im gegenständlichen Fall der BH Gmunden – eine Rodungsbewilligung erteilt werden, wenn entweder 
ein besonderes öffentliches Interesse an der Walderhaltung nicht besteht (Abs 2) oder anderweitige 
öffentliche Interessen jenes an der Erhaltung der Waldfläche überwiegen (Abs 3). Beim „öffentlichen 
Interesse“ handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Inhalt und Zweck im 
Rahmen einer Einzelfallbeurteilung in Bezug auf die konkrete Rechtsnorm bestimmt werden muss. 
In diesem Fall muss sich die Konkretisierung des Begriffs „öffentliches Interesse“ also an § 17 Abs 2 
u 3 ForstG orientieren. Die Umwandlung von Waldboden in Bauland (zur Errichtung einer 
gewerblichen Betriebsanlage) stellt jedenfalls eine Rodung iSd ForstG dar.27 Ausschlaggebend ist, 
dass der Waldboden einer anderen Nutzung zugeführt wird (vgl VwGH v 13.12.2010, 2009/10/0052). 

Großflächige Rodungen von mehr als 1.000 km2 müssen forstbehördlich bewilligt werden. 
Antragsberechtigt sind der:die Waldeigentümer:in, dinglich bzw obligatorisch Berechtigte sowie 
sonstige Berechtigte iSd § 19 Abs 1 ForstG.  

In einem ersten Schritt hat die zuständige Forstbehörde gem § 17 Abs 2 ForstG festzustellen, ob der 
Rodung kein besonderes öffentliches Interesse an der Walderhaltung gegenübersteht. Ist 
das der Fall, so kann eine Rodung sogar bei einem reinen privaten Interesse zulässig sein.28 Ein 
solches besonderes öffentliches Interesse ist dann anzunehmen, wenn den zu rodenden Waldflächen 
mittlere oder hohe Schutz- bzw Wohlfahrtswirkung nach dem Waldentwicklungsplan 
zukommt.29 Ob dies der Fall ist, ist anhand eines forstfachlichen Gutachtens zu bewerten, wobei der 
Waldentwicklungsplan eine wesentliche Indizwirkung hat.  

Im konkreten Fall kam die BH Gmunden zu dem Schluss, dass gem des Waldentwicklungsplans des 
Bezirks Gmunden die zu rodende Fläche eine erhöhte Wertigkeit der Wohlfahrtswirkung aufweist.30 
Zudem bestätigte ein Gutachten des Amtssachverständigen, dass in der Gemeinde Ohlsdorf eine 
negative Waldflächendynamik (also ein Rückgang bewaldeter Flächen) vorliegt und die 
Waldausstattung im betroffenen Gebiet deutlich unter dem Bezirksdurchschnitt liegt. Die Behörde 
hielt somit fest, dass ein besonderes öffentliches Interesse an der Walderhaltung der Rodung 
entgegensteht.31 Eine Bewilligung nach § 17 Abs 2 ForstG kam sohin nicht mehr in Betracht und es 
war eine Interessensabwägung gem § 17 Abs 3 ForstG zwischen dem Erhaltungsinteresse der 
betreffenden Fläche und dem Interesse an einer nichtforstlichen Verwendung des Waldbodens 
vorzunehmen.32  

 
25 Bundesgesetz vom 3. Juli 1975, mit dem das Forstwesen geregelt wird, BGBl. Nr. 440/1975 idgF.  
26 Bachmann et al, Besonderes Verwaltungsrecht12, 369. 
27 Ibid. 
28 Ibid, 371. 
29 Lindner/Weigel in Altenburger, Kommentar zum Umweltrecht, § 17 ForstG Rz 5; RV 970 BlgNR 21. GP 32; 
VwGH v 21.6.2007, 2004/10/0059.  
30 Im Waldentwicklungsplan des Bezirkes Gmunden ist die gegenständliche Fläche mit der 
Funktionsbezeichnung 1 2 1 ausgewiesen. Diese Ausweisung dokumentiert eine erhöhte Wertigkeit der 
Wohlfahrtswirkung des Waldes. 
31 Bescheid der BH Gmunden v 14.10.2021, GZ BHGMForstR-2019-234892/47-LAN, 11. 
32 zB VwGH v 25.5.2016, Ro 2014/10/0075; VwGH v 21.5.2012, 2009/10/0168. 
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Dabei handelt es sich nicht um eine Ermessensentscheidung – Rodungswerbende haben bei Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Rodungsbewilligung.33  

Die BH Gmunden führte dazu aus, dass die wesentliche Verbesserung des regionalen 
Wirtschaftsstandorts und die Erhaltung bzw Schaffung von zusätzlichen 600 Arbeitsplätzen ein 
öffentliches Interesse darstelle, die das Interesse an der Erhaltung des Waldes überwiege. Zudem 
sei als wesentlicher Faktor zu berücksichtigen, dass die Flächen entsprechend dem rechtskräftigen 
Flächenwidmungsplan bereits für den Zweck des Betriebsbaugebiets gewidmet seien und zusätzliche 
öffentliche Interessen an der Errichtung gegeben seien. Es sei daher festzustellen, dass das 
öffentliche Interesse an der Errichtung des Betriebsbaugebietes Ehrenfeld Viecht II, das öffentliche 
Interesse an der Walderhaltung überwiege.34  

 

4.1.2. Zum Vorliegen eines öffentlichen Interesses 

§ 17 Abs 4 ForstG enthält eine demonstrative35 Aufzählung öffentlicher Interessen iSd § 17 Abs 3 
ForstG. Dazu zählen etwa laut dem Gesetz die umfassende Landesverteidigung, Verkehrsinteressen, 
Siedlungswesen, ebenso wie auch der Naturschutz. Aufgrund der demonstrativen Aufzählung 
kommen allerdings auch andere, nicht explizit genannte, öffentliche Interessen in Frage. Ob ein 
öffentliches Interesse vorliegt, ist von Amts wegen festzustellen.36 Beschäftigungspolitische 
Gründe (Schaffung von Arbeitsplätzen) können ebenfalls ein öffentliches Interesse iSd § 17 Abs 3 
ForstG begründen.37 Wird im Verfahren über eine Rodungsbewilligung allerdings das öffentliche 
Interesse an der Schaffung von Arbeitsplätzen geltend gemacht, so muss die Behörde zur Frage der 
Arbeitsmarktsituation in der Gemeinde sowie der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen durch 
das Vorhaben Ermittlungen durchführen und darauf aufbauend die erforderlichen 
Feststellungen treffen.38 Insbesondere kann dabei die Einholung einer fachlich fundierten 
Stellungnahme geboten sein. In der Begründung des Bescheids ist schlüssig darzulegen, ob und 
welches öffentliche Interesse vorliegt, und im Anschluss daran eine Abwägung des allenfalls 
gegebenen öffentlichen Interesses gegen das öffentliche Interesse an der Walderhaltung 
vorzunehmen. Diese Begründung muss derart fundiert (durch Gutachten oä) und schlüssig sein, dass 
sie einer Nachprüfung zugänglich ist.  

In dem gegenständlichen Bewilligungsbescheid wird jedoch nicht auf die Arbeitsmarktsituation in der 
Gemeinde Ohlsdorf und der umliegenden Region eingegangen, sodass nicht feststellbar ist, ob ein 
Interesse an zusätzlichen 600 Arbeitsplätzen überhaupt besteht. Zudem ist nicht ersichtlich, wie die 
Behörde auf die Anzahl von 600 neuen Arbeitsplätzen kommt. Dass der Begründung ein 
arbeitsmarktfachliches Gutachten zugrunde liegt, ergibt sich aus dem Bewilligungsbescheid nicht. 
Weder Ermittlungsverfahren noch Begründung entsprechen somit – nach den uns vorliegenden 
Informationen – den oben genannten Anforderungen anhand der Judikaturleitlinien. Die Behörde 
führt zudem aus, dass aufgrund des bereits rechtskräftigen Flächenwidmungsplans ein öffentliches 
Interesse an der Errichtung des Betriebsbaugebiets bestehe. Richtig ist, dass gem der ständigen Rsp 
des VwGH ein öffentliches Interesse am Siedlungswesen im Rodungsverfahren grundsätzlich dann 
bejaht wird, wenn Grundflächen der Verwirklichung eines nach dem Flächenwidmungsplan zulässigen 
Bauvorhabens dienen sollen.39 Diese Umstände allein begründen allerdings noch kein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Rodung iSd § 17 Abs 3 ForstG.  

 
33 Lindner/Weigel in Altenburger, Rz 7. 
34 Bescheid der BH Gmunden v 14.10.2021, BHGMForstR-2019-234892/47-LAN, 11. 
35 Lindner/Weigel in Altenburger, Rz 8. 
36 Bachmann et al, 372; VwGH v 31.3.2011, 2007/10/0033. 
37 zB VwGH v 27.4.2021, Ra 2020/10/0186. 
38 LVwG Kärnten v 29.12.2021, KLVwG-881/14/2021, mit Verweis auf VwGH v 18.10.1993, 90/10/0150; v 
19.10.1992, 92/10/0140 sowie v 26.2.1996, 95/10/0151. 
39 zB VwGH v 17.12.2014, 2013/10/0267. 
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Die Forstbehörde muss sich vielmehr bei ihrer Interessensabwägung mit den jew Gründen 
auseinandersetzen, die im Flächenwidmungsplan zur Festlegung der Baulandwidmung im Wald 
geführt haben.40 Selbst wenn die Rodungsfläche in einem bereits bestehenden Flächenwidmungsplan 
der Gemeinde als Bauland ausgewiesen ist, lässt sich daraus nicht automatisch ableiten, dass eine 
Bebauung entgegen dem Grundsatz der Walderhaltung auf jeden Fall zulässig wäre. Die Behörde hat 
vielmehr festzustellen, ob die erforderliche Rodungsbewilligung aufgrund des § 17 Abs 3 ForstG als 
im öffentlichen Interesse gelegen zu erteilen ist.  

Die Verwirklichung der von der Gemeinde vorgesehenen anderen Verwendung einer Waldfläche ist 
in jedem Fall von der Entscheidung der Behörde abhängig, die auf einer gesetzmäßigen, dh auch 
begründeten, Interessenabwägung beruhen muss.41 Sofern etwa in einer Gemeinde genügend 
Baulandreserven auf Nichtwaldflächen vorhanden sind, kann trotz entsprechender Widmung im 
Flächenwidmungsplan bzw rechtskräftiger Baubewilligung, nicht von einem überwiegenden 
öffentlichen Interesse ausgegangen werden (vgl VwGH v 11.12.2009, 2006/10/0223).42  

Dementsprechend hätte auch hier die Forstbehörde begründen müssen, wieso das Interesse an der 
Verwirklichung des Bauvorhabens besteht. Insbesondere wäre hier zu berücksichtigen gewesen, dass 
die Inanspruchnahme von Waldboden nur subsidiär erfolgen darf, also zuerst alle sonstigen 
Möglichkeiten einer Baulandbeschaffung ausgeschöpft werden müssen. Es wäre also im Hinblick auf 
das von der Behörde erwähnte Subsidiaritätsprinzip zu prüfen gewesen, ob ausreichende 
Baulandreserven auf nicht bewaldeten Gemeindeflächen bestehen. Im Zuge der Feststellung der 
Interessen iSd § 17 ForstG ist auch zu prüfen, ob für das Vorhaben, um das es geht, die 
Inanspruchnahme von Waldflächen überhaupt erforderlich ist.43 Auch hierzu traf die Behörde keine 
Ausführungen. 

 

4.1.3. Bankgarantie als Sicherheitsleistung 

§ 18 ForstG regelt Bedingungen, Fristen und Auflagen, an die eine Rodungsbewilligung gebunden 
werden kann, damit die Walderhaltung nicht über das bewilligte Ausmaß hinaus beeinträchtigt wird. 
Insbesondere können Maßnahmen vorgeschrieben werden, die zum Ausgleich des Verlustes der 
Wirkungen des Waldes dienen (sog Ersatzleitungen). Gem Abs 2 leg cit können Rodungswerbende 
zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche verpflichtet werden.  

Im gegenständlichen Verfahren wurde die rodungswerbende Person zu einer Ersatzaufforstung mit 
dem Faktor 1,5 der Rodungsfläche verpflichtet. Da es durch die vorgeschlagenen Flächen nicht 
gelang, eine Ersatzaufforstung im Ausmaß der erforderlichen 28,2221 ha zu erreichen, wurde der 
rodungswerbenden Person aufgetragen, eine Bankgarantie iHv EUR 700.000 zu erbringen, um die 
Ersatzaufforstung der noch fehlenden Flächen bis zum 31.10.2021 zu sichern.44  

Gem § 18 Abs 6 ForstG kann zur Sicherung einer Auflage gem Abs 1 des § 18 ForstG (also auch zur 
Sicherung einer Ersatzaufforstung) eine angemessene Sicherungsleistung vorgeschrieben 
werden. Bevor diese Sicherheitsleistung erbracht wird, darf nicht mit der Rodung begonnen werden. 
Diese Sicherheitsleistung kann gem § 89 Abs 2 ForstG, der sinngemäß auch auf Ersatzaufforstungen 
anzuwenden ist, in einer „unwiderrufbaren Erklärung eines Geldinstitutes bestehen, für den 
vorgeschriebenen Betrag als Bürge und Zahler gegenüber der Behörde zu haften.“ Dementsprechend 
ist eine Bankgarantie eine zulässige Sicherungsleistung für die Ersatzaufforstung.  

 
40 Bachmann et al, 372. 
41 zB VwGH v 17.12.2014, 2013/10/0267; v 11.12.2000, 2006/10/0223. 
42 Bachmann et al, 372. 
43 zB VwGH v 30.5.1994, 92/10/0390; vom 17.2.1997, 95/10/0217; 20.9.1999, 99/10/0131. 
44 Bescheid der BH Gmunden v 14.10.2021, BHGMForstR-2019-234892/47-LAN, 6. 
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Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle erwähnt, dass Ersatzaufforstungen im Rahmen der 
behördlichen Beurteilung, ob eine beantragte Rodung zulässig ist oder nicht, nicht maßgeblich sind. 
Das ForstG bietet keine Grundlage dafür, das Angebot einer Ersatzaufforstung im Verfahren über die 
Erteilung der Rodungsbewilligung bzw im Rahmen der Interessenabwägung, zu berücksichtigen. 
Grundsätzlich hat der:die Bewilligungswerber:in zum Zeitpunkt der Bewilligung vorzuweisen, dass 
eine Ersatzaufforstung möglich ist.  

 

4.1.4. Defizite im Vollzug 

3.1.4.1. Allgemein 

Sämtliche Wälder unterliegen grundsätzlich der behördlichen Überwachung (Forstaufsicht). Diese 
besteht im Recht und in der Pflicht der Forstbehörden, die Einhaltung der Bestimmungen des ForstG, 
sowie der im Einzelnen erlassenen Anordnungen und Vorschreibungen zu überwachen. 

Kommen Rodungswerbende einer Vorschreibung gem § 18 Abs 1 ForstG nicht nach oder beginnen 
sie entgegen § 18 Abs 6 ForstG vor dem Erlag der Sicherungsleistung mit der Rodung, so erfüllen sie 
den Straftatbestand des § 174 Abs 1 lit a Z 7 ForstG. Dieser ist mit einer Geldstrafe von EUR 7.270,- 
bzw einer Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen bewehrt. Die gleiche Strafdrohung droht denjenigen, die 
gegen das Rodungsverbot verstoßen (§ 174 Abs 1 lit a Z 6 ForstG). Unbeschadet der Einleitung 
eines allfälligen Strafverfahrens kann die Forstbehörde dem:der Verpflichteten mit Bescheid weiters 
zur Herstellung eines den Vorschriften entsprechenden Zustandes verschiedene Vorkehrungen und 
Sicherungsmaßnahmen auftragen. Dazu zählt etwa die rechtzeitige und sachgemäße 
Wiederbewaldung (§ 172 Abs 6 lit a ForstG).  

 

3.1.4.2. Verfolgung nach dem ForstG bereits verfristet? 

Wurde tatsächlich außerhalb einer im Bewilligungsbescheid festgelegten Fläche gerodet, so wäre 
diese Fläche jedenfalls nicht vom Bescheid gedeckt und somit grundsätzlich rechtswidrig erfolgt 
(§ 174 Abs 1 lit a Z 6 ForstG). Dabei gilt einschränkend, dass eine:n Betriebsinhaber:in für 
Verwaltungsübertretungen von beauftragten Personen nur in den Fällen von culpa in eligendo und 
culpa in custodiendo eine strafrechtliche Verantwortung trifft.45 

Entscheidend ist einerseits, ob das Vorgehen vorwerfbar ist, also der:die Täter:in schuldhaft 
gehandelt hat46: Sofern eine Verwaltungsvorschrift – wie im gegenständlichen Fall – über das 
Verschulden nichts anderes bestimmt, genügt zur Strafbarkeit grundsätzlich fahrlässiges 
Verhalten (§ 5 Abs 1 VStG). Dafür braucht es zum einen (auf Unrechtsebene) die Verletzung einer 
den:die Täter:in situationsbezogen treffenden objektiven Sorgfaltspflicht; deren Einhaltung muss 
dem:der Täter:in zum anderen nach seinen:ihren subjektiven Befähigungen zum Tatzeitpunkt 
möglich gewesen sein (zB VwSlg 9710 A/1978).47 Zudem muss der „Erfolgseintritt“ objektiv und 
subjektiv voraussehbar sein.48 

Weiters ist zu bedenken, dass die Verfolgung einer Person wegen Übertretung des ForstG unzulässig 
ist, wenn gegen sie binnen einem Jahr von der Behörde keine Verfolgungshandlung 
vorgenommen worden ist (§ 175 ForstG).  

 
45 Ibid, Rn 692. 
46 VwGH v 13.5.1987, 85/18/0067. 
47 Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni, VStG2 § 5, Rn 4. 
48 Hengstschläger/Leeb, Hengstschläger/Leeb, Verwaltungsverfahrensrecht6, Rn 689. 
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Diese Frist ist von dem Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden 
ist oder das strafbare Verhalten aufgehört hat; ist der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später 
eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem Zeitpunkt.  

Entscheidend für das Vorliegen einer Verfolgungshandlung ist gem § 32 Abs 2 VStG, dass eine 
Amtshandlung (zB Ladung, Aufforderung zur Rechtfertigung) vorliegt, die sich gegen eine individuell 
bestimmte Person als Beschuldigte:r49 richtet50, die Tat hinreichend genau konkretisiert und den 
Bereich der Behörde verlässt, also nach außen tritt (etwa durch Postaufgabe).51 „Der Tatvorwurf 
muss sich auf eine bestimmte, auch räumlich und sachlich konkret umschriebene 
Verwaltungsübertretung beziehen.“52 Ob die Behörde für die Amtshandlung konkret zuständig war, 
ist nicht entscheidend.  

Wichtig in dem Zusammenhang ist: Eine Verfolgungshandlung, die gegen eine:n zur Vertretung nach 
außen Berufene:n gerichtet ist, gilt auch als Verfolgungshandlung gegen die üblichen zur Vertretung 
nach außen Berufenen und die verantwortlichen Beauftragten. Ähnliches gilt im Fall einer 
Verfolgungshandlung, die gegen den:die Unternehmer:in gerichtet ist; diese gilt gleichfalls als 
Verfolgungshandlung gegen die verantwortlichen Beauftragten. 

Zusammenfassend ist daher auszuführen: Laut ständiger Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofs (VwGH) gilt, dass sich eine Verfolgungshandlung nach § 32 Abs 2 VStG auf 
eine bestimmte physische Person als Beschuldigte:n, eine bestimmte Tatzeit, den 
ausreichend zu konkretisierenden Tatort und sämtliche Tatbestandselemente der durch die 
Tat verletzten Verwaltungsvorschrift zu beziehen hat. Die (korrekte) rechtliche Qualifikation der Tat 
ist hingegen nicht erforderlich (vgl zB VwGH v 21.10.2014, Ra 2014/03/0006, mwN).53 Nur dann 
kommt es zu einer Hemmung der Verfolgungsverjährung, ansonsten wäre ein allfälliges 
Verwaltungsstrafverfahren bereits verfristet. Davon zu unterscheiden ist die Strafbarkeitsverjährung: 
Die Strafbarkeit einer Verwaltungsübertretung erlischt durch Verjährung. Die Verjährungsfrist 
beträgt drei Jahre; danach darf kein Strafbescheid mehr erlassen werden. 

 

3.1.4.3. Nachträgliche Abänderung eines Bescheids durch die Behörde 

Von Amts wegen können Bescheide, aus denen niemandem ein Recht erwachsen ist54, sowohl von 
der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, als auch in Ausübung des Aufsichtsrechtes von der 
sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde aufgehoben oder abgeändert werden 
(§ 68 Abs 2 AVG).55  

Für sonstige Bescheide gilt § 68 Abs 3 AVG, der die Möglichkeit bietet, bei Vorliegen der in dieser 
Bestimmung genannten Voraussetzungen in fehlerhafte rechtskräftige Bescheide einzugreifen 
(E 21. September 1995, 95/07/0037).56 Die Behörde, die den Bescheid in letzter Instanz erlassen 
hat, oder die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde ist aus zwei Gründen zur belastenden 
Abänderung von Bescheiden im öffentlichen Interesse berechtigt:  

 
49 Als Beschuldigte:r gilt eine Person, die im Verdacht einer Verwaltungsübertretung steht, und zwar vom 
Zeitpunkt der ersten von der Behörde gegen sie gerichteten Verfolgungshandlung bis zum Abschluss der 
Strafsache (vgl Kommentar zum Verwaltungsstrafgesetz von Raschauer/Wessely zu § 32 VStG).  
50 Wird diese Person erst ausgeforscht, ist sie nicht ausreichend bestimmt iSd Gesetzes. 
51 Hengstschläger/Leeb, Rz 801. 
52 Ibid. 
53 Kommentar zum Verwaltungsstrafgesetz von Raschauer/Wessely zu § 32 VStG. 
54 Anmerkung: Das ist im gegenständlichen Fall jedoch nicht möglich, da es sich um eine Rodungsbewilligung 
und somit um einen berechtigenden Bescheid handelt. 
55 Hengstschläger/Leeb, Rz 563. 
56 VwGH v 28.11.2013, 2010/07/0071.  
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- Einerseits als dies zur Beseitigung von, das Leben oder die Gesundheit von Menschen 
gefährdenden Missständen und  

- andererseits zur Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schädigungen notwendig ist. 

Dazu gehört insb, dass von „das Leben oder die Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißständen“ 
nur gesprochen werden kann, wenn eine konkrete Gefährdung besteht, die – gestützt auf einen 
ordnungsgemäß erhobenen Befund – nachgewiesen und von der Behörde in einem mängelfreien 
Verfahren festgestellt werden muss.57 Eine allgemeine Gefahr, die nach allgemeiner Erfahrung 
nicht ausgeschlossen werden kann, reicht nicht. Es muss sich um Auswirkungen handeln, die einen 
unerträglichen Nachteil für die Allgemeinheit bedeuten58; ausschlaggebend sind allein die 
tatsächlichen Auswirkungen, nicht ev Rechtswidrigkeiten des rechtskräftigen Bescheides.59  

Die schweren volkswirtschaftlichen Schäden umfassen demgegenüber nur Beeinträchtigungen, „die 
für eine gedeihliche wirtschaftliche Entwicklung und damit für die allgemeine Wohlfahrt von 
ernster Bedeutung sind“ und nicht auch privatwirtschaftliche Schäden.60 Es muss sich um eine 
konkrete Schädigung der Volkswirtschaft handeln, die entweder schon eingetreten, aber noch 
reversibel, oder unmittelbar zu befürchten ist. Eine solche Schädigung besteht etwa darin, wenn 
ohne Abänderung des Bescheides durch nicht abgedeckte Emissionszertifikate eine Lücke in der 
nationalen Treibhausgasinventur entsteht, die durch Ankauf zusätzlicher Emissionszertifikate gem 
dem durch Art 17 des Kyoto Protokolls geschaffenen Emissionshandelssystem oder durch 
Reduktionsmaßnahmen in anderen Bereichen unter Verwendung öffentlicher Mittel geschlossen 
werden muss. Diese Auswirkung ist eindeutig volkswirtschaftlicher Natur und betrifft nicht nur 
privatwirtschaftliche Belange. Da das weitergeleitete CO2 in der nationalen Treibhausgasinventur als 
Emission auszuweisen ist, während hingegen der:die Anlageninhaber:in für diese Emissionen keine 
Emissionszertifikate zurückgibt, kann die dadurch entstehende Differenz der Republik Österreich zur 
Last fallen. Letztlich ist zu befürchten, dass zur Abdeckung der Differenz entweder zusätzliche 
Reduktionen in anderen Sektoren durchgeführt werden müssten, wodurch in diesen Sektoren der 
Einsatz von privaten bzw öffentlichen Mitteln für die Durchführung von Reduktionsmaßnahmen nötig 
würde, oder dass Zertifikate aus Budgetmitteln am Markt in dem für die Verpflichtungsperiode von 
der belangten Behörde hochgerechneten Ausmaß erworben werden müssten.61 

Aus dem Wortlaut des § 68 Abs 7 AVG ergibt sich, dass niemandem ein Rechtsanspruch auf 
Ausübung dieses Abänderungs- und Behebungsrechtes62 zukommt.63 Dass die Wahrnehmung der 
Aufsichtsbefugnisse nicht im „Belieben“ der Behörde steht, sondern ihr dabei Ermessen zukommt 
(wobei insb zwischen der Schwere des Fehlers bzw der Auswirkung des Bescheides einerseits, und 
dem Prinzip der Rechtssicherheit andererseits, abzuwägen ist), vermag daran nichts zu ändern.64 

Das Vorgehen der Behörde mit möglichster Schonung erworbener Rechte verlangt, dass die 
Behörde nicht nur die tatbestandsmäßigen Voraussetzungen des § 68 Abs 3 AVG zu prüfen hat, 
sondern gem § 39 Abs 2 AVG bei ihrer Entscheidung einen Lastenvergleich anstellen muss. Die 
Behörde ist demnach verpflichtet, in Anwendung der maßgeblichen materiellen Rechtsvorschriften, 
von sich aus in ausreichendem Maße die erforderlichen Feststellungen zur Beurteilung der Frage zu 
treffen, inwieweit auch andere, ebenso zum Ziel führende, aber weniger eingreifende 
Maßnahmen in Betracht kommen könnten und aus welchen Gründen ihre Entscheidung unter 
dem Gesichtspunkt der Schonung erworbener Rechte den Vorzug verdient.65 

 
57 Hinweis E 13.4.1993, 93/05/0007, AW 93/05/0004. 
58 VwGH v 17.2.1994, 90/06/0221. 
59 VwGH v 27.5.2014, 2011/10/0197. 
60 Hengstschläger/Leeb, Rz 566. 
61 VwGH v 28.11.2013, 2010/07/0071. 
62 Außerdem können Bescheide auch von Amts wegen in Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich 
in Betracht kommenden Oberbehörde unter engen Voraussetzungen für nichtig erklärt werden.  
63 VwGH v 22.1.2021, Ra 2019/01/0360. 
64 VwGH v 8.10.2018, Ra 2018/11/0164. 
65 VwGH v 28.11.2013, 2010/07/0071. 
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Das ForstG wird grundsätzlich in mittelbarer Bundesverwaltung vollzogen (Art 102 Abs 1 B-VG). 
In erster Linie sind die Bezirksverwaltungsbehörden (im gegenständlichen Fall die 
Bezirkshauptmannschaft Gmunden) die sachlich zuständigen Forstbehörden (§ 170 ForstG). Diese 
sind immer dem:der Landeshauptmann:frau unterstellt. 

 

3.1.4.4. Mögliche Betroffenheit eines Europaschutzgebiets 

Das gegenständliche Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II liegt in unmittelbarer Nähe zum ESG „Untere 
Traun“ (siehe Abbildung 1). Dabei handelt es sich um ein Vogelschutzgebiet (AT3113000). 
Schutzzweck dieses ESG ist die Erhaltung und gegebenenfalls Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands der in Tabelle 1 und 2 der Schutzgebietsverordnung66 genannten (Zug-) 
Vogelarten und deren Lebensräume (§ 3 leg cit). 

 
Abbildung 1: Kartografische Darstellung der Lage des Betriebsbaugebiets zum ESG.67 

Der Silberreiher (Egretta alba) benötigt etwa ungestörte Schlafplätze in Bäumen an unzugänglichen 
Stellen im Bereich von größeren Feuchtgebieten im Europaschutzgebiet; auch der Schwarzstorch 
(Ciconia nigra) ist auf großflächige störungsarme Waldflächen angewiesen. Er braucht u.a. hohe 
Bäume in ungestörter Lage für die Brut. Der Wespenbussard (Pernis apivorus) benötigt etwa Wälder, 
besonders solche mit Laubholz, lichter Struktur, hohem Alter und mosaikhafter Abwechslung von 
Altersklassen als Nahrungshabitat. Gegliederte Waldränder, ein Gewässernetz und extensives 
Grünland wirken sich ebenfalls positiv aus. Auch der Schwarzspecht (Dryocopus martius) besiedelt 
naturnahe, strukturreiche Mischwaldflächen mit Altholzbeständen für die Nahrungssuche und 
hochstämmigen Rotbuchen für die Anlage von Bruthöhlen. Ähnliches gilt für den Baumfalken (Falco 
subbuteo): Die Art brütet in Krähennestern in Bäumen. Eine abwechslungsreich reliefierte Landschaft 
mit Waldflächen, offenen Flächen und Feuchtgebieten kommt den Lebensraumansprüchen der Art 
entgegen. – Bei all diesen auszugsweise genannten Vogelarten handelt es sich um 
Schutzgegenstände des gegenständlichen ESG, die auf einen störungsarmen Lebensraum und 
bewaldete Flächen angewiesen sind.  

 
66 Verordnung der Oö. Landesregierung, mit der das Gebiet "Untere Traun" als Europaschutzgebiet bezeichnet 
wird, LGBl. Nr. 37/2011 idgF. 
67 Bildmaterial zur Verfügung gestellt vom Auftragsgeber. 
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Das Vorhaben liegt zwar zur Gänze außerhalb des ESG Untere Traun, aber teilweise innerhalb einer 
Distanz von 200 m.68 Damit wird klar: Eine erhebliche Beeinträchtigung des ESG kann durch das 
Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II wohl nicht per se ausgeschlossen werden – gerade auch im Hinblick 
auf die bestehenden Vorbelastungen und selbst wenn sich, wie vom Regionsbeauftragten für Natur- 
und Landschaftsschutz dargestellt, im gegenständlichen Gebiet mehrere Straßen befinden! Insb 
können auch mehrere zeitliche versetzte Eingriffe auf Grund der kumulierenden Wirkung dazu führen, 
dass eine potenziell erhebliche Beeinträchtigung nicht mehr ausgeschlossen werden kann. 

Maßnahmen, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Maßnahmen zu einer 
wesentlichen Beeinträchtigung des Schutzzwecks des ESG führen können, bedürfen vor ihrer 
Ausführung einer Bewilligung der LReg gem § 24 Abs 3 OÖ NSchG69 (§ 4 Abs 1 der 
Verordnung). Davon ausgenommen ist im Hinblick auf die Forstwirtschaft etwa die forstliche 
Bewirtschaftung in Form von Kahlschlag, Kleinkahlschlag, Einzelstammentnahme, aber nicht die 
Rodung (§ 4 Abs 2 Z 2.4. der Verordnung)! Das bedeutet: Für sämtliche Pläne oder Projekte 
innerhalb und außerhalb eines ESG, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines 
Europaschutzgebietes in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, und die ein solches 
Gebiet einzeln oder in Zusammenhang mit anderen Plänen oder Projekten erheblich beeinträchtigen 
könnten, müssen Projektwerber:innen bei der örtlich zuständigen Naturschutzbehörde 
einen Bewilligungsantrag einbringen. Die Behörde hat binnen acht Wochen in einem 
Vorverfahren zu prüfen, ob es sich bei dem Plan oder Projekt um ein Vorhaben handelt, das geeignet 
ist, ein Europaschutzgebiet erheblich zu beeinträchtigen.  

Immer wenn eine wesentliche Beeinträchtigung nicht ausgeschlossen werden kann, ist von der LReg 
eine Naturverträglichkeitsprüfung (NVP) durchzuführen.70 Die Entscheidung hat im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung zu erfolgen.  

Tatsächlich werden im Rahmen der NVP nur Teilbereiche geprüft: „Gegenstand der Umweltprüfung 
sind nicht sämtliche Umweltauswirkungen, sondern allein die Auswirkungen im Hinblick auf die 
speziellen Erhaltungsziele für das Schutzgebiet.“71 Selbst wenn im Rahmen der NVP eine 
Unverträglichkeit festgestellt wird, sind derartige Vorhaben nicht per se ausgeschlossen; die 
Ausnahmegenehmigung darf jedoch nur dann erteilt werden, wenn kumulativ drei 
Voraussetzungen vorliegen72: 

1. Es ist keine Alternativlösungen vorhanden (Alternativprüfung), zudem 

2. liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses an den 
beantragten Maßnahmen vor (Gemeinprüfung) und 

3. es wurden alle erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen ergriffen.  

Wer eine bewilligungspflichtige Maßnahme iSd § 24 Abs 3 OÖ NSchG ohne Bewilligung ausführt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung auf die bis zu EUR 35.000,- Strafe steht (§ 56 Abs 3 OÖ 
NSchG). Hinsichtlich der Verjährung ist auf das oben Gesagte zu verweisen. Die Frist iSd 
§ 31 Abs 1 VStG beginnt mit dem Zeitpunkt zu laufen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen 
ist bzw das strafbare Verhalten aufgehört hat oder indem der Erfolg eingetreten ist, wenn der zum 
Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten ist.73 

 

 
68 Stellungnahme des Regionsbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz vom 4.6.2018, GZ BBA-GM-2014-
214074/1111-Pu. 
69 Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der Natur, LGBl. Nr. 129/2001 idgF. 
70 zB EuGH 29.1.2004, Rs C-209/02, Kommission/Österreich („Wörschacher Moos“).  
71 Schnedl, Umweltrecht, Rz 194. 
72 zB EuGH 26.10.2006, Rs C-239/04, Kommission/Portugal. 
73 Hengstschläger/Leeb, Rz 791. 
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Die Aarhus-Umsetzung im Land Oberösterreich umfasst derzeit nur die Beteiligung von anerkannten 
Umweltorganisationen an den oben genannten Verfahren, nicht jedoch deren Beantragung. Zudem 
besteht in Österreich bis dato kein Recht für Umweltschutzorganisationen, um einen Verstoß gegen 
das Verschlechterungsverbot nach Art 6 Abs 2 FFH-RL bzw Art 4 Abs 4 VSch-RL zu beanstanden. Das 
Recht dazu sollte sich aber gem Art 47 Grundrechtecharta und Art 9 Abs 3 Aarhus Konvention 
ergeben. 

Zusammenfassend ist auszuführen: Die Tatsache, dass der verfahrensgegenständliche Vorfall bereits 
in der Vergangenheit liegt, steht in keinem Widerspruch zur Verpflichtung der LReg 
diesbezüglich eine NVP durchzuführen. Erhebliche Beeinträchtigungen eines ESG müssen durch 
aktives Management präventiv verhindert und in jedem Fall so gering wie möglich gehalten werden. 
Das ergibt sich aus den einschlägigen, unionsrechtlichen Vorgaben des Verschlechterungsverbotes 
iSd Art 6 Abs 2 FFH-RL bzw Art 4 Abs 4 VSch-RL. Die Prüfpflicht ist im konkreten Fall umso mehr 
gegeben, da keine aktuelle Datenlage über die geschützten Arten im ESG „Untere Traun“ vorhanden 
ist und die umliegende Kulturlandschaft wichtige Brut- und Nahrungsräume darstellt74. Letzteres ist 
angesichts der bestehenden Vorbelastungen und dem ohnehin bereits hohen Nutzungsdruck im 
Nahbereich wohl umso wichtiger.  

Hinzuweisen ist in dem Zusammenhang außerdem, dass seit September 2022 ein EU-
Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich wegen der nicht ausreichenden Ausweisung von ESG 
und den oft nur unvollständigen Managementplänen für diese eingeleitet wurde. Zudem fehlen laut 
Europäischer Kommission für viele Natura 2000-Gebiete Erhaltungsziele und -maßnahmen bzw 
werden Schutzgüter in den nationalen Schutzgebietsverordnungen nicht erfasst, sodass NVP teils nur 
unzureichend durchgeführt werden können.75 

  

 
74 https://www.oberoesterreich.at/oesterreich-poi/detail/430026834/europaschutzgebiet-untere-
traun.html#:~:text=Das%20Untere%20Trauntal%20zwischen%20Gmunden%20und%20Wels%20ist,In%20die
sem%20Abschnitt%20durchflie%C3%9Ft%20die%20Traun%20ein%20Engtal. (13.2.2023). 
75 INFR(2022)2056. 
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4.2. Relevante raumordnungsrechtliche Aspekte 

Die Bundesländer erlassen Raumordnungsgesetze, in denen die Grundsätze, Ziele, Verfahren, 
Zuständigkeiten und Instrumente der (über-) örtlichen Raumordnung und Raumentwicklung geregelt 
sind. Außerdem können sie für das jew Bundesland (Landes-) Raumordnungspläne und 
Raumentwicklungskonzepte sowie regionale und (thematisch orientierte) sektorale Pläne und 
Programme verbindlich verordnen und damit die überörtliche Raumplanung festlegen. Da die österr 
Gemeinden nur innerhalb der überörtlichen Festlegungen handeln dürfen, könnten die Bundesländer 
so erheblich auf die Gemeindeentwicklung einwirken. Örtliche Raumplanung findet grundsätzlich im 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden statt (vgl VfSlg 8601/1979).76 Zentrale Instrumente sind 
der Flächenwidmungsplan, das räumliche Entwicklungskonzept und der Bebauungsplan. 

 

4.2.1. Voraussetzungen der Umwidmung 

Zu den Zielen der Raumplanung zählt u.a. der umfassende Schutz des Klimas und der Umwelt 
vor schädlichen Einwirkungen sowie die Sicherung und Wiederherstellung eines 
ausgewogenen Naturhaushaltes, die Vermeidung bzw Verminderung des Risikos von 
Naturgefahren für bestehende und künftige Siedlungsräume, die Sicherung oder Verbesserung der 
räumlichen Voraussetzung für eine existenz- und leistungsfähige Land- und Forstwirtschaft, 
die sparsame Grundinanspruchnahme bei Nutzungen jeder Art, die Vermeidung von Zersiedelung 
und die Schaffung bzw Erhaltung von Freiflächen für Erholung und Tourismus (§ 2 Abs 1 OÖ ROG). 
Grundsätzlich ist die Ordnung des Gesamtraumes auf die einzelnen Teilräume abzustimmen. Bei der 
Planung und Umsetzung von ordnenden Maßnahmen in benachbarten Teilräumen ist zur Abstimmung 
solcher Maßnahmen auf die Planungen der angrenzenden Bundesländer Bedacht zu nehmen. Dem 
Schutz und der Erhaltung der Umwelt ist der Vorrang einzuräumen (§ 2 Abs 2 OÖ ROG).  

Auch laut der (unverbindlichen) oberösterreichischen Raumordnungsstrategie sollen die Nutzung von 
Leerständen und Brachflächen sowie die Nachverdichtung bzw Umnutzung von bestehenden Bauten 
und die Mobilisierung von bereits gewidmetem Bauland forciert werden. Gleichzeitig wird anerkannt, 
dass intakte Naturräume die Voraussetzung für eine krisensichere Bereitstellung hochwertiger 
Nahrungsmittel, zur Abwehr von Naturgefahren im Zusammenhang mit den negativen 
Folgewirkungen des Klimawandels oder zur Gliederung und Vernetzung der Landschaft sind. Dem 
Thema Bodenschutz soll daher zukünftig größere Bedeutung bei Planungen beigemessen werden. 
Der Erhalt hochwertiger Freiräume und die Sicherung einer ausreichenden Grünraumausstattung sind 
wichtige Ziele, um die Lebensqualität im Zentralraum und den Verdichtungsräumen zu erhalten. 
Wichtig ist dabei, die wirtschaftlichen und siedlungsstrukturellen Standortfaktoren zu stärken, ohne 
die attraktiven Lebensräume (zB Naturlandschaft) zu beeinträchtigen.77 

Grundsätzlich haben sich alle raumbedeutsamen Maßnahmen des Landes Oberösterreich und der 
Gemeinden an den Raumordnungszielen und -grundsätzen auszurichten (§ 3 Abs 1 OÖ ROG). Ihre 
Einhaltung ist durch die LReg (die in dem Zusammenhang als Aufsichtsbehörde tätig wird) auch bei 
der örtlichen Raumplanung sicherzustellen.78  

 
76 Bachmann et al, 513. 
77 OÖ LReg, Oberösterreichische Raumordnungsstrategie (2020), 22 ff, https://www.land-
oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/upper_region_2020.pdf. 
78 Raumordnungsziele finden sich, wie bereits in Kapitel 2 teilweise ausgeführt, auch in anderen Bestimmungen: 
So ist Österreich der Alpenkonvention und ihren Durchführungsprotokollen beigetreten, in denen 
ähnliche Ziele stipuliert sind. Die Vertragsstaaten verpflichten sich etwa gem Art 1 lit c u d des 
Durchführungsprotokolls zur „Raumplanung und nachhaltigen Entwicklung“ auf eine „sparsame und 
umweltverträgliche Nutzung der Ressourcen und des Raums“ sowie auf eine „Harmonisierung der Raumnutzung 
mit den ökologischen Zielen und Erfordernissen“ zu achten.  
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Zuständig für die örtliche Raumplanung sind die oberösterreichischen Gemeinden. Diese haben 
etwa die Gemeindeplanung zu besorgen, also alle Maßnahmen zur Ordnung des Gemeindegebietes, 
insb die Erstellung und Änderung des Flächenwidmungsplanes und der Bebauungspläne unter 
Zugrundelegung der Ergebnisse der Raumforschung (§ 15 Abs 1 Z 2 OÖ ROG). Der 
Flächenwidmungsplan ist grundsätzlich alle 15 Jahre zu überprüfen.  

Der aus dem Flächenwidmungsteil und dem örtlichen Entwicklungskonzeptteil79 (letzteres enthält die 
längerfristigen Entwicklungsziele und Festlegungen der örtlichen Raumordnung und stellt damit die 
Grundlage für die Erstellung des Flächenwidmungsplans dar) bestehende Flächenwidmungsplan wird 
von der Gemeinde per Verordnung erlassen („zweistufige“ Verordnung) und stellt das zentrale 
Planungsinstrument der örtlichen Raumplanung dar. Er darf der überörtlichen Raumplanung und insb 
den Raumordnungsprogrammen und Verordnungen gem § 11 Abs 6 OÖ ROG nicht widersprechen. 
Bei der Erlassung, Änderung und Überprüfung des Flächenwidmungsplanes hat die Gemeinde 
jedenfalls festgelegte Planungen des Bundes und des Landes zu berücksichtigen: Das gilt für 
festgelegte Flächennutzungen (wie zB Wald entsprechend der forstrechtlichen Planung) und 
Nutzungsbeschränkungen (wie etwa Bannwälder, Naturschutzgebiete). Im Flächenwidmungsplan ist 
flächendeckend für das gesamte Gemeindegebiet auszuweisen, welche Flächen als Bauland, als 
Verkehrsflächen oder als Grünland gewidmet werden (§ 18 OÖ ROG). Die Gemeinde verfügt bei der 
Festlegung der jew Widmungen über erheblichen raumplanerischen Gestaltungsspielraum, ist aber 
an die übergeordneten raumplanerischen Rechtsakte gebunden (s.o.).80 „Durch eine 
Flächenwidmungsplanänderung kann es […] zu beträchtlichen Wertsteigerungen von Grundflächen 
kommen, wenn etwa Grünland in Bauland umgewidmet wird. Dahinter verbirgt sich ein erhebliches 
politisches Potenzial für Gemeinden.“81 

Als Bauland (§§ 21 ff OÖ ROG) dürfen nur solche Flächen vorgesehen werden, die sich auf Grund der 
natürlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen für die Bebauung eignen. Sie müssen dem 
Baulandbedarf der Gemeinde entsprechen, den die Gemeinde für einen Planungszeitraum 
von siebeneinhalb Jahren erwartet. Flächen, die sich wegen der natürlichen Gegebenheiten (wie 
Grundwasserstand, Hoch- bzw. Hangwassergefahr, Steinschlag, Bodenbeschaffenheit, Rutschungen, 
Lawinengefahr) für eine zweckmäßige Bebauung nicht eignen, dürfen nicht als Bauland gewidmet 
werden. Das gilt auch für Gebiete, deren Aufschließung unwirtschaftliche Aufwendungen für 
die kulturelle, hygienische, Verkehrs-, Energie- und sonstige Versorgung sowie für die Entsorgung 
erforderlich machen würde. Soweit erforderlich und zweckmäßig können im Bauland gesondert 
Betriebsbaugebiete gewidmet werden (zB für Lagerplätze, Verwaltungs- und Bürogebäude).  

Grundsätzlich kann der:die Grundeigentümer:in, bei der Gemeinde in der das umzuwidmende 
Grundstück liegt, einen Antrag auf Umwidmung stellen. Zur Entscheidung über das Ansuchen ist 
der jew Gemeinderat zuständig, der sich mit dem Ansuchen innerhalb von sechs Monaten befassen 
muss. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine Umwidmung.  

  

 
79 In OÖ bildet das örtliche Entwicklungskonzept einen integralen Bestandteil des Flächenwidmungsplans und 
entfaltet dessen Wirkungen. Bei einer Bewilligungserteilung müssen daher die Regeln des örtlichen 
Entwicklungskonzepts unmittelbar neben den übrigen Bestimmungen des Flächenwidmungsplans angewendet 
und beachtet werden (VwGH v 31.7.2013, 2010/05/0001), siehe auch Bachmann et al, 515. 
80 Bachmann et al, 517. 
81 Ibid, 520. 



 
Betriebsbaugebiet Ehrenfeld II in Ohlsdorf 

Klärung von forst- und raumordnungsrechtlichen Fragen 
ÖKOBÜRO 2023 

 

20 
 

4.2.2. Zuständigkeiten: Das Land als Aufsichtsbehörde 

Die Absicht, einen Flächenwidmungsplan oder einen Teil davon neu zu erlassen, ist vom:von der 
Bürgermeister:in zunächst vier Wochen an der Amtstafel sowie im Internet auf der Homepage der 
Gemeinde kundzumachen. Die Gemeindebürger:innen sind aufzufordern, innerhalb einer 
angemessen festzusetzenden Frist seine:ihre Planungsinteressen (geplante Bauplatzerklärungen bzw 
Bauvorhaben) dem Gemeindeamt (Magistrat) schriftlich bekannt zu geben (§ 33 OÖ ROG). 

Bei Erlassung oder Änderung eines Flächenwidmungsplans bzw eines Teiles davon hat der Beschluss 
des Planentwurfs durch den Gemeinderat zu erfolgen. Nach Beschlussfassung hat die Gemeinde 
u.a. der Landesregierung sowie der OÖ Umweltanwaltschaft binnen einer achtwöchigen Frist 
Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. Auch die benachbarten Gemeinden sind einzubeziehen 
(zu den Mitwirkungsberechtigten siehe § 33 Abs 2 OÖ ROG).  

Vor Beschlussfassung durch den Gemeinderat ist die öffentliche Einsicht in den Plan beim 
Gemeindeamt (Magistrat) während der Zeiten des Parteienverkehrs vier Wochen zu ermöglichen, 
was wiederum ortsüblich bekannt zu geben ist. Die Eigentümer:innen jener Grundstücke, an deren 
Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben, sind von der Planauflage nachweislich 
zu verständigen. Innerhalb der Auflagefrist können die von der Erstellung zu verständigenden 
Personen und Institutionen begründete schriftliche Einwendungen erheben.82 Danach beschließt der 
zuständige Gemeinderat den jew Flächenwidmungsplan, wobei die Einwendungen jedenfalls in 
Beratungen einzubeziehen sind.83 

Wichtig ist außerdem: Könnte ein Plan einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen und 
Projekten zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Europaschutzgebiets führen, ist eine 
Beschlussfassung des Plans nur dann zulässig, wenn zuvor eine Verträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wurde (§ 33 Abs 5 OÖ ROG). Flächenwidmungspläne und deren Änderungen sind einer 
Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie geeignet sind, Europaschutzgebiete erheblich zu 
beeinträchtigen (§ 33 Abs 7 u 11 OÖ, sog Umweltprüfung). Eine Umweltprüfung ist dann nicht 
erforderlich, wenn es sich um geringfügige Änderungen oder um die Nutzung kleiner Gebiete handelt. 
Gem § 1 Abs 2 Umweltprüfungsverordnung für Flächenwidmungspläne84 ist eine erhebliche 
Beeinträchtigung eines ESG jedenfalls anzunehmen, wenn die neu zu widmende Fläche ganz oder 
teilweise innerhalb einer Entfernung von 200 m zu einem ESG liegt. Eine Umweltprüfung ist 
nur dann nicht erforderlich, wenn im Rahmen der Verträglichkeitsprüfung gem § 33 Abs 5 Z 1 OÖ 
ROG keine erhebliche Beeinträchtigung festgestellt wurde. 

Die LReg fungiert in derartigen Verfahren als Aufsichtsbehörde: Beschließt der Gemeinderat einen 
Flächenwidmungsplan, oder dessen Änderung, so ist dieser mit dem dazugehörigen Akt und den 
Planungsunterlagen vor Kundmachung des Beschlusses der LReg zu übergeben (§ 34 OÖ ROG). 
Diese prüft dessen Übereinstimmung mit den übergeordneten raumordnungsrechtlichen Zielen und 
Regeln laut ROG, den Landesentwicklungsprogrammen sowie zwingenden Ge- und Verboten.85 Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn die örtliche Planung den gesetzlichen Vorschriften (zB den 
Raumordnungsgrundsätzen des OÖ ROG, Verfahrensbestimmungen) widerspricht. Die Versagung 
erfolgt in Bescheidform. – Vor Versagung der Genehmigung hat die LReg der Gemeinde allfällige 
Versagungsgründe mitzuteilen und ihr Gelegenheit zu geben, dazu binnen einer angemessenen, 
jedoch mind sechs Wochen betragenden Frist Stellung zu nehmen. Nach Einlangen des genehmigten 
Plans bei der Gemeinde oder nach Fristablauf ist der Plan kundzumachen. Drei Ausfertigungen des 
kundgemachten Planes sind dem Amt der LReg vorzulegen. 

 
82 Bachmann et al, 516. 
83 Anmerkung: Sofern die Flächenwidmungspläne oder deren Änderungen geeignet sind, Grundlage für ein 
Projekt zu sein, das gem Anhang 1 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000, einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, ist eine Umweltprüfung durchzuführen (§ 33 OÖ ROG). Bei 
Betroffenheit eines Europaschutzgebietes kann eine Verträglichkeitsprüfung erforderlich sein. 
84 Verordnung der Oö. Landesregierung über Flächenwidmungspläne, die einer Umweltprüfung zu unterziehen 
sind, LGBl.Nr. 110/2006 idgF. 
85 Bachmann et al, 516. 
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Die Bestimmungen des § 33 Abs 2 bis 12 OÖ ROG gelten auch für die Änderung von 
Flächenwidmungsplänen (§ 36 Abs 4 OÖ ROG). 

Zwar wurde im Änderungsverfahren eine Stellungnahme des Regionsbeauftragten für Natur- und 
Landschaftsschutz eingeholt86; es kann aber stark bezweifelt werden, dass dessen im Rahmen eines 
Ortsaugenscheins abgegebene Stellungnahme den Anforderungen an eine Verträglichkeitsprüfung 
gerecht wird.  

Über die Gesetzeswidrigkeit von Verordnungen erkennt grundsätzlich der VfGH gem Art 139 B-VG.  

 

  

 
86 Stellungnahme v 4.6.2018, GZ BBA-GM-2014-214074/1111-Pu. 
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5. SCHLUSSWORTE 
Im Zentrum der gegenständlichen Kurzstudie stand die Interessensabwägung im Zuge der 
Rodungsbewilligung. Hierzu ist zusammenfassend auszuführen: Ist ein besonderes öffentliches 
Interesse an der Erhaltung der zur Rodung beantragten Fläche als Wald anzunehmen, kommt die 
Erteilung einer Rodungsbewilligung nach § 17 Abs 2 ForstG nicht in Betracht; diesfalls ist in die 
Interessenabwägung nach § 17 Abs 3 ForstG einzutreten, andernfalls jedoch die 
Rodungsbewilligung gem § 17 Abs 2 ForstG zu erteilen (vgl VwGH v 25.5.2016, Ro 2014/10/0075). 
Wesentlich dabei ist, dass ein den Rodungszweck verkörperndes konkretes Vorhaben bezeichnet 
wird (vgl VwGH v 17.12.2014, 2013/10/026787). Die räumliche Nähe von Waldflächen zu 
Siedlungsgebieten allein schafft jedenfalls noch kein öffentliches Interesse an der Rodung (vgl VwGH 
v 22.12.2003, 2000/10/0168). 

Aussagen zu den öffentlichen Interessen iSd § 17 Abs 4 ForstG sind derzeit in erster Linie im Hinblick 
auf Agrarstrukturverbesserung vorhanden: Hier bestehen klare Kriterien, wann eine solche 
anzunehmen ist (zB zur dauerhaften Existenzsicherung eines Betriebes, zur Gewährleistung eines 
zeitgemäßen Wirtschaftsbetriebs). Aufgrund der demonstrativen Aufzählung iSd § 17 Abs 4 ForstG 
kommen allerdings auch andere, nicht gesetzlich genannte öffentliche Interessen in Frage. In der 
Judikatur wird etwa auf Jagd, Fremdenverkehr sowie eine Schaffung von Arbeitsplätzen verwiesen. 
Zusammenfassend lässt sich daher festhalten, dass im forstrechtlichen 
Rodungsbewilligungsverfahren tatsächlich sowohl arbeitsmarktpolitische Gründe als auch das 
Siedlungswesen als zulässige öffentliche Interessen geltend gemacht werden können. Allein dieser 
Umstand reicht allerdings noch nicht aus, um ein überwiegendes öffentliches Interesse an der 
Verwirklichung eines Bauvorhabens und der Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als 
zur Walderhaltung zu begründen.  

Gem § 17 Abs 5 ForstG ist bei der Interessensabwägung im Rahmen der Rodungsbewilligung 
jedenfalls auf das Interesse an einer die erforderlichen Wirkungen des Waldes gewährleistende 
Waldausstattung Bedacht zu nehmen und die Zielsetzungen der sonstigen Raumordnung zu 
berücksichtigen. Besonders ersteres erfordert zwingend gutachterliche Ausführungen in Bezug 
auf die Waldausstattung einerseits sowie die Wirkungen des betroffenen Waldes auf der beantragten 
Rodungsfläche in Bezug auf die jew Fläche und den benachbarten Wald andererseits.88 Insofern 
entschied der VwGH in der Rs 2000/10/0025 (v 27.8.2022): „Es ist Sache der Forstbehörde, 
gestützt auf entsprechende Ermittlungsergebnisse in einer der nachprüfenden Kontrolle 
zugänglichen Weise darzutun, ob und inwiefern am dargelegten Rodungszweck ein öffentliches 
Interesse besteht und gegebenenfalls, ob und aus welchen Gründen dieses öffentliche Interesse 
jenes an der Erhaltung der zur Rodung beantragten Fläche als Wald überwiegt. Die von der 
Forstbehörde gemäß § 17 ForstG 1975 vorzunehmende Interessenabwägung setzt somit voraus, daß 
zunächst festgestellt wird, ob und in welchem Ausmaß ein öffentliches Interesse an einer anderen 
Verwendung der zur Rodung beantragten Fläche besteht (Hinweis E 17.2.1997, 95/10/0217).“ 
(Hervorhebungen nicht im Original). 

Ein überwiegendes öffentliches Interesse wäre von der zuständigen Forstbehörde, im 
gegenständlichen Fall der BH Gmunden, unter Zugrundelegung von Fachgutachten im Rahmen 
einer gesetzlichen und überprüfbaren Interessensabwägung festzustellen gewesen.  

 
87 In dem genannten Verfahren entschied der VwGH: „Mit dem Vorbringen, es sei "familienintern 
beabsichtigt", die Grundstücke zu bebauen; zwei Kinder des Bf wollten sich "in naher Zukunft" auf 
diesen Grundstücken niederlassen, wird kein ausreichend konkretes Vorhaben genannt, das geeignet 
wäre, ein die Rodung der beantragten Fläche rechtfertigendes öffentliches Interesse am Siedlungswesen 
darzutun. Schon deshalb konnte die Interessenabwägung im nicht zu Gunsten der Rodung ausfallen […].“ 
(Hervorhebungen nicht im Original). 
88 Bachmann et al, 372. 
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Ein Begründungsmangel ist aber ein wesentlicher Verfahrensmangel: Findet eine gesetzmäßige 
Interessensabwägung nicht statt, so ist der Bewilligungsbescheid grundsätzlich rechtswidrig.  

Bedeutend ist im gegenständlichen Fall aber auch, dass ein ESG wesentlich betroffen sein könnte. In 
dem Fall ist von der LReg auch nachträglich eine Naturverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 
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